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A. Einführung
Die Dissertationen aus Frankfurt/M. (Karl) und Bremen
(Meglalu) beschäftigen sich zwar beide mit der elektroni-
schen Akte in Strafsachen, nähern sich diesem Thema aber,
wie schon durch die Titel der Arbeiten deutlich wird, höchst
unterschiedlich und setzen auch verschiedene Schwerpunkte.
Während die Ausführungen der Arbeit von Meglalu umfassen-
der grundsätzlicher Natur auch zum Akteneinsichtsrecht an
sich sind und die rechtsgeschichtliche Perspektive vertiefen,
widmet sich Karl zwar auch der Grundlagenaufbereitung,
kommt dann aber doch schneller in den Forschungsgegen-
stand der elektronischen Akte, analysiert die Aktenbegriffs-
problematik im neuen Recht und unterbreitet eigene Lösungs-
ansätze.

B. Zum Inhalt

I. Die Dissertation von Meglalu
Meglalu widmet sich im ersten Kapitel der »Genese des Ak-
teneinsichtsrechts« von seiner Entstehung über die Entwick-
lung bis zur Reichsstrafprozessordnung von 1877 bis hin zur
Fortentwicklung von § 147 RStP0 und der abschließenden
Reform 2018. Der im Jahr 2018 eingeführte § 32f StPO zur
e -Akte wurde nochmals im Jahr 2021 reformiert und wird
vom Verfasser im Wortlaut wiedergegeben. Verfassungs-, völ-
ker- und europarechtliche Grundlagen werden im zweiten
Kapitel gelegt, bevor im dritten Kapitel sehr ausführlich eine
Auslegung der Begriffe »Akten« und »Beweisstücke« i.S. des
§ 147 StPO betrieben wird. Man kann zu Recht feststellen,
dass diese sehr dezidierten Auslegungserwägungen zu Wort-
laut, Systematik, Teleologie und Historie auf ca. 280 Seiten
das Herzstück der Arbeit bilden. Angereichert werden diese
Erwägungen unter Berücksichtigung verfassungs-, völker-,
sowie europarechtlicher Vorgaben auf knapp 100 Seiten, be-
vor sich ein ausführliches Fazit zum Aktenbegriff und der
Entwicklung einer Definition des Aktenbegriffs anschließt.

Der Verfasser versteht unter

»Akten i.S. der §§ 147, 199 Abs. 2 S. 2 StPO grundsätzlich [...]
transportierbare, komplikationslos und inhaltlich originalgetreu
kopierfähige Informationsträger sowie Dateien bzw. Daten, die der
Staatsanwaltschaft ... im Zuge des betreffenden Ermittlungsver-
fahrens seit dem Ermittlungsbeginn bis zum Ermittlungsabschluss
vorgelegen haben, einschließlich des Informationsmaterials, das der
aktenführenden Staatsanwaltschaft im Zuge eines Strafverfahrens
vorgelegen hat, das sich auf denselben Ermittlungsgegenstand wie das
betreffende Strafverfahren bezieht, einschließlich des Informations-

materials, das der aktenführenden Staatsanwaltschaft im Zuge eines
Strafverfahrens vorgelegen hat, das den Anlass für die Einleitung des
betreffenden Ermittlungsverfahrens dargestellt hat (»Anlassstrafver-
fahren«), wobei sich der Umfang auf dasjenige Informationsmaterial
erstreckt, das der aktenführenden Staatsanwaltschaft seit Beginn des
vorausgegangenen »Anlassstrafverfahrens« bis zur Einleitung des be-
treffenden Ermittlungsverfahrens vorgelegen hat« (S. 500 f.).

Sofern Anklage erhoben worden ist oder ein Gericht akten-
führende Stelle war,

»so erstreckt sich der Aktenumfang darüber hinaus entsprechend
auf dasjenige Informationsmaterial, das dem mit der Sache befassten
Spruchkörper des Gerichts als aktenführende Stelle seit dem Ver-
fahrensbeginn bis zum Verfahrensabschluss ... im Zuge des Straf-
verfahrens vorgelegen hat« (S. 501).

Dieses Begriffsverständnis kommt etwas sperrig daher und
der Verfasser gibt zu, dass sich der von ihm vertretene Ak-
tenbegriff mit keinem der hierzu vertretenen Meinungslager
deckt, komme allerdings den insbesondere in Monografien
herausgearbeiteten weiten Aktenbegriff nahe. Auch Beweis-
stücke zählen laut Meglalu zu den Akten i.S. des § 147 Abs. 1
StPO, so dass er sich auch hier von zahlreichen Autoren ab-
grenzt. Danach werden diverse »Sonderkonstellationen« er-
örtert, u.a. elektronische Dokumente und sonstige Dateien
bzw. Daten. Sobald elektronische Dokumente auf einem
Informationsträger einer Strafverfolgungsbehörde oder eines
Gerichts gespeichert werden, sei ausnahmsweise nicht der
Original -Informationsträger, sondern die inhaltlich mit dem
jeweiligen Strafverfahren zusammenhängende Datei Akten-
bestandteil (S. 509). Auch TKÜ-Aufzeichnungen stellten in
jedem Fall Aktenbestandteile dar, darüber hinaus auch alle
Dateien und Daten, die im Rahmen der TKÜ-Maßnahme
der Staatsanwaltschaft zur Verfügung gestanden haben, wie
bspw. die Erhebung von Standortdaten oder die Funkzellen-
abfrage (S. 510).

Im vierten Kapitel widmet sich der Verfasser der grundsätz-
lichen Ausgestaltung des Einsichtsrechts und stellt sich die
Frage, welche Aspekte der Akteneinsicht im Allgemeinen und
i.S. des § 32f Abs. 1 S. 4, Abs. 2 S.2, 3 StPO entgegenstehen
können. Das Akteneinsichtsrecht sei sowohl einfachgesetzlich
vorgesehen als auch verfassungs- und konventionsrechtlich
geboten. In zwei Ausnahmefällen sei es über § 32f Abs. 2
S. 2, 3 StPO hinaus geboten, im Wege der Einsicht ledig-
lich eine ersatzweise Aktenkopie zu überlassen. Im nächs-
ten Unterkapitel benennt der Verfasser Fallgestaltungen zur
(zeitweisen) ersatzlosen Einsichtsverwehrung. Zunächst müsse
das Gebot, eine effektive Strafrechtspflege zu gewährleisten,
berücksichtigt werden. Hier werden die Gefährdung des Un-
tersuchungszwecks sowie der Beschleunigungsgrundsatz und
der Missbrauchseinwand benannt und ausgeführt. Daneben
werden staatliche Geheimhaltungsgründe, Zeugenschutzas-
pekte, Persönlichkeitsrechte Dritter und Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse erwogen, die der Akteneinsicht des Ver-
teidigers entgegenstehen können. Weitere Facette des vierten
Kapitels bildet die prozessuale Fürsorgepflicht, nach der der
Beschuldigte von seinen Rechten oder gewissen Umständen,
die verteidigungsrelevant sein könnten, in Kenntnis gesetzt
wird. Dementsprechend fällt das Fazit zum Einsichtsrecht
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recht ausführlich aus. Das Einsichtsrecht des Verteidigers gelte
spätestens mit dem Aktenvermerk des Ermittlungsabschlus-
ses uneingeschränkt. Beim verteidigerlosen Beschuldigten
müssten Aktenkopien bereitgestellt werden. Was die Ein-
sichtnahme konkret beinhaltet, macht der Verfasser auf den
nächsten Seiten deutlich, insbesondere beschreibt er nochmals
der Einsicht entgegenstehende wichtige Gründe (S. 636 ff.).

Das Gesamtfazit führt die Ergebnisse zusammen. Bezüg-
lich der Einordnung von digitalem Informationsmaterial
wird noch einmal betont, dass der Informationsträger nicht
in Gänze, sondern lediglich die mit dem Strafverfahren in-
haltlich zusammenhängenden Dateien oder Daten Akten-
bestandteil werden. Als Ausblick nimmt der Verfasser einen
Fall in den Blick, um auf den Missstand hinzuweisen, dass es
eine Dunkelziffer an Fehlurteilen nur deshalb gäbe, weil die
Staatsanwaltschaft auf dem Boden des formellen Aktenbegriffs
lediglich das den Angeschuldigten konkret Betreffende oder
objektiv Verfahrensrelevante dem Gericht zur Verfügung ge-
stellt hat. Ohne eine Anpassung des in den §§ 199 Abs. 2 S. 2,
147 Abs. 1 normierten Aktenbegriffs an die — vom Verfasser—
entwickelte Definition, so Megla lu, wäre dies unbefriedigend
(S. 657).

II. Die Dissertation von Karl
Neben dieser — doch mehr um den klassischen Aktenein-
sichtsbegriff kreisenden — Dissertation von Megla lu ist die
Dissertation von Karl deutlich kriminalpolitischer am Puls
der Zeit ausgerichtet.

In einem ca. 40 Seiten umfassenden Allgemeinen Teil setzt
die Verfasserin verfassungsrechtliche Grundlagen, spürt sehr
knapp den einfachgesetzlichen Normen der StPO zum Ak-
teneinsichtsrecht nach, um nach diesem kurzen Aufriss in
die Forschungsfragen überzuleiten (S. 45 f.). Diese widmen
sich den vielfältigen Beeinträchtigungen der Akteneinsicht
und konkretisieren diese an den formalen und prozessualen
Aspekten der Informationserlangung (S. 41). Dabei liegt der
Schwerpunkt der Dissertation auf den einfachgesetzlichen
Normen der StPO und den dortigen für das Akteneinsichts-
recht und Informationsrecht relevanten Regelungen. Das
zweite Grundlagenkapitel widmet sich einer elementaren
Übersicht zur elektronischen Akte in Strafsachen sowie ihrer
Chronologie.

Im besonderen Teil, der auch hier das Herzstück der Dis-
sertation genannt werden kann, werden auf gut 400 Seiten
Begrifflichkeiten wie der formale Aktenbegriff, die Akte im
Rechtssinne und der Aktenbegriff zusammengeführt. Auch
(oben B.I.) Karl spricht sich für einen weiten Aktenbegriff aus
(S. 182). Ein differenzierteres Bild zeichnet sie für die Akte im

Rechtssinne. Diese sei für sich genommen zukunftsfähig im
Hinblick auf die Digitalnovelle. Die rechtliche Ausgestaltung
unterstütze aber eine Weiterentwicklung nicht vollumfäng-
lich. Vielmehr werde die verfassungsmäßige Position des Ein-
sichtsberechtigten durch die absolute Limitierung des Reprä-
sentats und die untaugliche Hinweisregelung in § 2 Abs. 2
S. 3 der StrafAktFV beeinträchtigt. Durch die Wiedergabever-
luste könne sich der Einsichtsberechtigte nicht über alle zur
Einsicht bewilligte Inhalte rechtssicher informieren. Daher
bestehe ein Bedürfnis, das Konzept der Akteneinsicht für die
digitalen Herausforderungen vorzubereiten und abzusichern.
Dazu sei eine Neujustierung des funktionellen Aktenbegriffs
erforderlich. Die Verfasserin fordert, sowohl die Körperlichkeit
als Leitmotiv im Strafverfahren als auch das Hauptmedium
Papier abzulösen und die Information selbst in den Mittel-
punkt zu stellen (S. 313). Da diese Lösung aber bislang nicht
adäquat von den Verordnungen abgebildet werde, müssten
die betroffenen Normen geändert werden. Hierzu macht Karl
entsprechende de lege ferenda Vorschläge. Die Verfasserin be-
fürwortet den Begriff der elektronischen Akte, sieht aber den
Begriff des Repräsentats kritisch und empfiehlt eine Neu-
formulierung des § 2 Abs. 2 S. 1 der Strafaktenführungsver-
ordnung (BStrafAktFV) vom 09.12.2019 (BGBl. I, S. 2140),
die ganz ohne diese Begrifflichkeit auskommt (S. 432).

In einem Ausblick wird festgestellt, dass die StPO auf den
Wandel der fehlenden Körperlichkeit elektronischer Beweis-
mittel nicht adäquat vorbereitet ist, so dass es einer umfas-
senden, systematischen Gesetzgebungsinitiative bedarf. Er-
forderlich sei eine klare Begriffstrennung von Beweisstück
und Beweismittel und dementsprechend eine Überarbeitung
unpräziser Vorschriften. Letztlich müsse die Digitalisierung
als Gesamtkonzept begriffen werden (S. 477). Um dieses um-
zusetzen, unterbreitet Karl diverse de lege ferenda Vorschläge,
die in einer Conclusio leserfreundlich nochmals zusammen-
getragen werden (S. 479 ff.).

C. Fazit
Die beiden Dissertationen ergänzen sich gegenseitig. Während
Meglalu quasi eine Grundlagenarbeit zum Akteneinsichtsrecht
vorlegt, detaillierte Auslegungsmethodikpar excellence betreibt
und nur beispielhaft die Einführung der elektronischen Akte
beleuchtet, liegt der Schwerpunkt der Arbeit von Karl eben
auf dieser Einführung der elektronischen Akte in Strafsachen.
Auch hier finden sich kritische Auslegungserwägungen, die in
de legeferenda-Vorschlägen münden. Insoweit kann es nicht
schaden, beide Dissertationen im Bücherregal stehen zu ha-
ben, um einen vertiefenden Blick in die Materie werfen zu
können.

Prof. Dr. Anja Schiemann, Köln.

484 Sty 7 2024


